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1  Vgl. Uwe Danker/Astrid Schwabe: Die Volksgemeinschaft in der Region. Schleswig-Holstein und der 
Nationalsozialismus. Husum 2022.

Der Nationalsozialismus in 
Schleswig-Holstein 

Eine erweiterte Buchvorstellung mit Gedanken zum Einsatz des  
Werkes an Schulen

1. Einleitung

Im Herbst 2022 erschien ein voluminöses Werk der Historiographie, das schon durch seinen 
Titel einen umfassenden Anspruch aufwirft: „Die Volksgemeinschaft in der Region. Schleswig-
Holstein und der Nationalsozialismus“ der beiden Flensburger Professor:innen Uwe Danker 
und Astrid Schwabe.1 Auf über 550 Seiten möchte diese komplette Neubearbeitung eines 

früher erschienenen Werks den durch den Titel 
umrissenen Themenkomplex darstellen, dabei 
auf viele Vorarbeiten auch zur Nachgeschichte 
und Aufarbeitung des Nationalsozialismus zu-
rückgreifend und vor allem allgemein ver-
ständlich. Die Geschichte der Jahre 1933 bis 
1945 wird dabei in ihre Vorbedingungen und 
Nachwirkungen eingebettet verstanden, vor 
allem unter dem Aspekt und Blickwinkel der 
„Volksgemeinschaft“ als prägendem Element 
und erklärendem Ansatz betrachtet sowie kon-
sequent lokal gedacht: Die Geschichte im Gro-
ßen soll im Regionalen sichtbar werden.

Dank der Unterstützung der schleswig-hol-
steinischen Sparkassen konnten ebenfalls ab 
Herbst 2022 viele tausend Bände kostenfrei an 
Schulen für den Einsatz ebendort verteilt wer-
den. Damit wird auch der Anspruch der Au-
tor:innen deutlich, allgemein verständlich und 
relevant zu sein, während gleichzeitig wissen-
schaftliche Standards beachtet werden sollen: 
Ein Buch also für die Wissenschaft, die interes-
sierte Allgemeinheit und Schulen. Im Folgen-
den soll es nicht nur (aber auch) um eine Re-

 Buchcover „Volksgemeinschaft in der Region“ von Uwe 
Danker und Astrid Schwabe. (Ausgabe für Schulen)
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273Der Nationalsozialismus in Schleswig-Holstein

zension gehen, sondern zunächst auch um die Vorstellung eines Buches und schließlich einige 
Gedanken zum möglichen Einsatz desselben an Schulen.

2. Buchvorstellung

Wer das Werk das erste Mal in den Händen hält, ist mindestens im übertragenen Sinne er-
schlagen: Mit mehr als 550 recht großformatigen Seiten ist das Buch schon ein Schwerge-
wicht. Es existiert in zwei inhaltlich identischen Fassungen, einer für die Allgemeinheit mit 
festem, gebundenem Cover2 und einer weniger luxuriös ausgestatteten für die Verteilung an 
Schulen3. Farblich ist es auch am Rand in einzelne Abschnitte gegliedert, wie auch insgesamt 
viel Farbe beim Blättern zu finden ist: Auf fast jeder Seite gibt es neben Text auch Abbildungen: 
Bilder, Fotos, Plakate, Graphiken – das Buch lädt schon vom Layout her zusätzlich zum eigent-
lichen Lesen sehr zum Betrachten ein.

Inhaltlich unterteilt sich das Werk (neben Einleitungen und Anhang) in fünf große Teile mit 
insgesamt sieben Kapiteln, die weniger chronologisch als vielmehr sachlich gegliedert und 
auch sehr unterschiedlich umfangreich sind. Alle Materialien und Texte sind dabei an das Ge-
biet des späteren Bundeslandes Schleswig-Holstein angebunden, sodass das Große, Allgemei-
ne aus dem Regionalen zu entwickeln gesucht wird.

2 � ISBN 978-3-96717-007-8, gebundener Buchhandelspreis 49,95€.
3 � ISBN 978-3-96717-123-5, außerhalb von Schulen nicht regulär erhältlich.

Auszug aus dem Kapitel „1. Der Weg zum neuen Staat“ und dem Unterkapitel „1.1 Gesellschaftlicher und ideologi-
scher Nährboden“. (Bildnachweis: Danker/Schwabe: Volksgemeinschaft, S. 38f.)
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1. DER WEG ZUM NEUEN STAAT 1.1 GESELLSCHAFTLICHER UND IDEOLOGISCHER NÄHRBODEN

1. 1.

paganda der schleswig-holsteinischen National-
sozialisten einen bedeutenden Platz einnahm. 

 – Für viele Schleswig-Holsteiner stand jeden-
falls der Schuldige für den Verlust Nordschles-
wigs fest: das angeblich vor den alliierten Sie-
gern buckelnde „Weimarer System“.

WIRTSCHAFTSSTRUKTUR UND  
-ENTWICKLUNG
Sonderbewusstsein und antimoderne Stimmungs-
lagen korrespondierten teilweise mit ganz realen 
Erfahrungen, teilweise auch gerade nicht. Schles-
wig-Holsteins Wirtschaftsstruktur war vergleichs-
weise stark agrarisch ausgerichtet: Jeder dritte 
Beschäftigte arbeitete in der Landwirtschaft. Im 
gewerblichen Bereich dominierte der Klein- und 
Mittelbetrieb, großindustrielle Unternehmen wie 
Werften, Metall- und Textilfabriken produzierten 
hier in einigen industriellen Zentren wie Altona 
(als größte Stadt noch zu Schleswig-Holstein ge-
hörend), Kiel, Lübeck (als noch freie Hansestadt), 
Neumünster, Flensburg, Itzehoe und Rendsburg.
Obwohl die deutsche Wirtschaft einen Nachkriegs-

boom erlebte, erfuhr man die Phase 1918 bis 1923 
auch in Schleswig-Holstein als wirtschaftlich kri-
senhaft. Zunächst blieben bereits kriegsbedingt 
verzögerte Modernisierungsinvestitionen aus. In-

Selbstbestimmungsrecht der Völker forderte, 
hatte die dänische Regierung das „Schleswig-
Problem“, die Frage der staatlichen Zugehörig-
keit der Schleswiger, auf die Tagesordnung der 
Verhandlungen gebracht. Bereits von heftigen 
Konflikten begleitet regelten die Artikel 109–114 
des „Versailler Vertrages“ vom 28. Juni 1919 die 
Volksabstimmung in zwei Zonen unter Aufsicht 
der „Internationalen Schleswig-Kommission“ 
(CIS): In Nordschleswig sollte die Entscheidung 
en-bloc, in Mittelschleswig dagegen gemeinde-
weise fallen, und die Staatsgrenze entsprechend 
gezogen werden.

Damit war der nationale Gegensatz in der Grenz-
region wiederbelebt worden, was sich auch in 
aufwändiger Propaganda auf beiden Seiten spie-
gelte. Die Abstimmungen hatten am 10. Februar 
1920 (nördliche Zone) und 14. März (südliche Zo-

ne) stattgefunden und für die Nordzone mit drei 
Viertel aller Stimmen eine klare Entscheidung für 
Dänemark, für die südliche Zone ein ebenso deut-
liches Votum für Deutschland gebracht. Deutsche 
Stimmenmehrheiten in Tondern/ Tønder, Sonder-
burg/ Sønderborg und Apenrade/ Åbenrå zählten 
beim En-bloc-Prinzip nicht, die dänische Mehrheit 
der Stimmen in drei Gemeinden auf der Insel Föhr 
hatte man unter den Tisch fallen lassen.

Entlang der neuen, noch heute geltenden Staats-
grenze entstanden auf diese Weise nationale 
Minderheiten. Beide waren mit den Ergebnissen 
der Abstimmungen nicht zufrieden. Vor allem bei 
den deutschen Nordschleswigern (1920 rund 
26.000 Erwachsene) entstand bald ein ausge-
prägter Grenzrevanchismus, der später mit dem 
Aufstieg der Nationalsozialisten große Hoffnun-
gen verband, weil die Grenzrevision in der Pro-

Ein dänisches und ein deutsches Abstimmungsplakat im Vorfeld der Volksabstimmungen 1920, die um das nationale 

Bekenntnis werben. Beide Plakate appellieren an (mütterliche) Gefühle und operieren nach moderner Werbepsycho-

logie mit dem Unterbewusstsein der Adressatinnen und auch Adressaten.

 Siehe Fallbeispiel 
„Niederdeutsche Pastoren 
und nationale Propaganda“ 
Seite 44 

Arbeitslosigkeit Schleswig-Holstein 1929–1933

Jahr  
(31. Januar)

Arbeitslose 
(absolut)

Wohlfahrtserwerbs-
lose (absolut)

Summe

1929 56.687 – –
1930 60.678 – –

1931 (31. März) 80.866 25.463 106.329
1932 119.894 53.028 172.922
1933 119.934 86.760 206.694

Vgl. Statistisches Landesamt Schleswig-Holstein 1967, S. 84.

Vgl. Statistisches Landesamt Schleswig-Holstein 
1967, S 82.

Vgl. Statistisches Landesamt Schleswig-Holstein 
1967, S. 87.

Vgl. Statistisches Landesamt Schleswig-Holstein 
1967, S. 132.

Buch 1_SH und der NS.indb   38-39Buch 1_SH und der NS.indb   38-39 19.07.22   10:3519.07.22   10:35
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Im ersten Teil, der mit „Dynamische Verheißungen: NS-Bewegung“ überschrieben ist4, wid-
men sich die Verfassenden insbesondere dem Aufstieg der nationalsozialistischen Bewegung 
von den Anfängen bis 1933. Dieses Kapitel, das chronologisch dementsprechend noch vor der 
Machtübernahme angesiedelt ist und den Auftakt für die Beschäftigung mit dem Nationalso-
zialismus selbst bildet, rahmt gemeinsam mit dem abschließenden fünften Abschnitt zur NS-
Nachgeschichte quasi den Hauptteil des Werkes ein. Danker und Schwabe beschreiben einer-
seits sozialgeschichtlich die Umstände während der Weimarer Republik, die sie als 
„Nährboden“ des Nationalsozialismus sowohl in gesellschaftlicher wie ideologischer Hinsicht 
bezeichnen, wie den Aufstieg der NSDAP sowie deren finale Machtübernahme im Jahre 1933. 
Gerade der Parteiaufbau wie der Aspekt der Gewalt, der schon früh als ein konstituierendes 
Element angelegt war, machen deutlich, dass die kommenden Jahre nicht unvorbereitet ge-
wesen sind und bereits vor 1933 sowohl planvoll als auch zielgerichtet agiert wurde. Zahlrei-
che Beispiele illustrieren diese These, so sind insbesondere aus der Region Dithmarschen 
zahlreiche Quellen und Geschehnisse im Buch enthalten, welche eine frühe Zustimmung der 
Bevölkerung zum Nationalsozialismus mehr als deutlich zeigen (Büsum, Wöhrden etc.).

Der zweite Teil des Bandes ist mit „Säulen und Strukturen der NS-Herrschaft“ überschrie-
ben.5 Hier beschäftigen sich die Autor:innen insbesondere mit den Aspekten „Herrschaft“, 
„Gewaltstrukturen“ und „Widerstand“. Am Beispiel Schleswig-Holsteins wird hier besonders 
deutlich, dass es tatsächlich eine „NS-Zustimmungsdiktatur“, so Danker und Schwabe, gege-
ben hat: Die Bevölkerung hat in weiten Teilen recht offensichtlich durchaus erkannt, was 
grundsätzlich vor sich ging, hat das aber aktiv oder passiv mitgetragen. Widerstand gab es 
zwar, auch in Schleswig-Holstein, aber er blieb eher marginal und entfaltete kaum Breiten-
wirkung. Das wiederum lag den Autor:innen zufolge vor allem auch an den Gewaltstrukturen 
der nationalsozialistischen Herrschaft, die wirkungsvoll überwachte und über Verfolgung wie 
Terror Exempel statuierte, die dazu führten, dass die – ohnehin weit vorhandene – Zustimmung 
besonders sichtbar und die – kaum vorhandenen – Einzelfälle des Widerstands eher noch zu-
sätzlich abschreckend wirkten. Bisher wenig erschlossene regionale Quellen und Darstellun-
gen sind hier zahlreich zu finden, die neben der Visualisierung etwa durch Fotos auch illustrie-
ren, wie der Nationalsozialismus in Schleswig-Holstein nicht eben langsam Fuß fasste 
(Beispiel: Das „Nordmarktreffen“ 1937).

Im dritten Teil handelt das vorliegende Werk von „Inklusion und Exklusion als Motor der 
NS-Volksgemeinschaft“.6 Es ist in ein erstes allgemeines Kapitel („NS-Volksgemeinschaft: Zu-
sammenrücken und Ausschließen 1933–1945“) und in ein zweites, verschiedene thematische 
Bereiche abdeckendes Kapitel zur Gesellschaft im nationalsozialistischen Herrschaftssystem 
unterteilt, das sich beispielsweise der Jugend, Religion, Kultur oder Wirtschaft widmet. Die 
beiden Autor:innen verfassen in diesem Kernkapitel ihrer umfangreichen Darstellung eine 
Alltagsgeschichte der damaligen Zeit, die strukturell angelegt ist und in jeder Ausprägung auf 
die Kernthese des Bandes, dass das Konzept der Volksgemeinschaft den Schlüssel zum Ver-
ständnis der damaligen Verhältnisse bilde, zurückzuführen ist. Ob es nun um eine Art Gleich-
schaltung der Kirchen oder die Ausweitung des Einflusses auf die Erziehung Heranwachsender 

4 � Vgl. Danker/Schwabe: Volksgemeinschaft, S. 26–89.
5 � Vgl. ebd., S. 90–171.
6 � Vgl. ebd., S. 172–359.

98226_Demokratische Geschichte 32_S_001_312.indd   27498226_Demokratische Geschichte 32_S_001_312.indd   274 06.09.23   11:5706.09.23   11:57



275Der Nationalsozialismus in Schleswig-Holstein

geht: Stets stand laut Danker und Schwabe das Ziel im Mittelpunkt, den Nationalsozialismus 
zu verankern und gesellschaftlich durchzusetzen, und zwar einerseits mit Angeboten, anderer-
seits auch mit der Ausgrenzung Andersdenkender, vor allem aber auch über einen umfassen-
den und totalitär zu nennenden Anspruch, das Leben möglichst vieler Menschen in möglichst 
vielen Facetten zu bestimmen oder zumindest mitzubestimmen.

Der vierte Teil des Werks widmet sich der Zeit des Zweiten Weltkriegs und ist „Kulminieren-
de Bewährung: »Volksgemeinschaft im Krieg«“ betitelt.7 Danker und Schwabe befassen sich 
hier einerseits mit dem Kriegsgeschehen selbst, welches vor allem über Vorkommnisse im 
„Reichskommissariat Ostland“ erschlossen wird. Hier waren viele Menschen aus Schleswig-
Holstein verantwortlich tätig und trugen während der Besatzung oder auch im Konzentrations-
lager Stutthof (Baltikum) große Verantwortung. Somit kann an diesem Fallbeispiel, das sich 
wie der Rest des Buches weiterhin auf Schleswig-Holstein bezieht, auch dieser übergeordnete 
Aspekt grausamer nationalsozialistischer Geschichte verdeutlicht werden, der nicht direkt in 
Schleswig-Holstein stattfand. Andererseits wird aber auch das Kernland selbst betrachtet, also 
die sogenannte „Heimatfront“ und Auswirkungen des Krieges auf die Menschen in Schleswig-
Holstein. Und bezeichnenderweise kann ein mögliches Kriegsende als Endpunkt des national-
sozialistischen Regimes ebenfalls mit dem Norden verknüpft werden: Die nach Hitlers Selbst-
mord letzten Herrschenden des Nationalsozialismus um Karl Dönitz wurden 1945 in Flensburg 
verhaftet.

Im abschließenden fünften Teil des Werkes beschreiben die beiden Autor:innen die Nach-
wirkungen: „Kontinuität und beständige Präsenz: NS-Nachgeschichte“ heißt der in zwei Kapi-
teln zur Zeit nach 1945 und erinnerungskulturellen Überlegungen zum NS-Gedenken unter-
teilte abschließende Teil.8 Hier gehen die beiden Autor:innen insbesondere auf die 
unmittelbare Nachkriegszeit ein: Britische Besatzung, Entnazifizierung, Gründung des Bun-
deslandes Schleswig-Holstein, aber auch Migrationsbewegungen. Danker und Schwabe zei-
gen hier, unter anderem mit einer eindrücklichen Graphik9, wie viele Flüchtlinge und Vertrie-
bene tatsächlich in den Norden kamen. Anschließend befasst sich das Werk mit der 
Auseinandersetzung um die Aufarbeitungen, in der Kapitelüberschrift als „Vergangenheits-
politik und Kontinuitäten“ betitelt, welche aufzeigt, dass Schleswig-Holstein auch hier als para-
digmatisches Beispiel stehen kann für Dinge, die aus heutiger Sicht vielleicht besser anders 
getan oder anders angegangen hätten werden sollen. Die „Gegenwärtige Vergangenheit“ als 
geschichtskultureller Abschluss des Bandes zeigt insbesondere am Beispiel des von Danker 
mit seinem Team maßgeblich konzipierten und erarbeiteten Historischen Lernorts Neuland-
halle (Dieksanderkoog / Dithmarschen), wie ein möglicher Umgang mit der Geschichte heute 
aussehen könnte.

Ein reichhaltiger Anhang10 beschließt das Werk dann und bietet neben einer Chronik diver-
se Register und Verzeichnisse, die bei der Erschließung des umfangreichen Buches sehr hilf-
reich sein werden.

  7 � Vgl. ebd., S. 360–431.
  8 � Vgl. ebd., S. 432–507.
  9 � Vgl. ebd., S. 457.
10 � Vgl. ebd., S. 509–559.
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3. Einordnung

Die Autor:innen legen mit diesem Werk einen beeindruckenden Rundumschlag vor, und 
das auf mehreren Ebenen. Zunächst ist das Buch wohl derzeit die aktuellste Gesamtdarstel-
lung des nationalsozialistischen Regimes und der Zeit zwischen 1933 und 1945 (sowie ein-
ordnend auch der Vorgeschichte und eines Ausblicks). Unabhängig vom regionalen Fokus 
werden die wesentlichen Zusammenhänge deutlich, was auch zeigt, dass die Autor:innen ih-
ren selbstgesteckten Anspruch insgesamt einlösen: Sie zeigen das Große im Kleinen, nämlich 
die Geschichte Deutschlands im Nationalsozialismus und der von diesem beeinflussten Welt 
anhand der Region Schleswig-Holstein. Die Kernthese, dass nämlich die Volksgemeinschaft 
das wesentliche Erklärungsmodell für die Frage darstelle, wie das alles möglich war, kann man 
in ihrer teilweise formulierten Ausschließlichkeit vielleicht hinterfragen, nicht aber in ihrer 
grundsätzlichen Bedeutung. Sie wird außerdem stringent und durchgehend nachvollziehbar 
vorgetragen, und schon anhand der schieren Fülle an Materialien in einer Form untermauert, 
dass die große und besondere Relevanz wohl kaum noch bestritten werden kann. Sie steht 
außerdem in einer Linie mit anderen wissenschaftlichen Veröffentlichungen und ist damit auch 
im Diskurs am Puls der Zeit. Die Zukunft wird zeigen, inwieweit die These oder vielmehr das 
schon sehr elaborierte Erklärungsmodell sich weiter durchsetzen oder doch wieder etwas rela-
tiviert werden wird, aber für den Moment ist jedenfalls festzustellen, dass die Argumentation 
der Autor:innen insgesamt überzeugend, umfassend und weitgehend lückenlos ist. Sie hilft 
außerdem, zu erklären, warum das nationalsozialistische Regime so erfolgreich sein konnte:  

Auszug aus dem Kapitel „2. Der NS-Staat“ und dem Unterkapitel „2.2. Gewaltstrukturen: Überwachung, Terror und 
Verfolgung“. (Bildnachweis: Danker/Schwabe: Volksgemeinschaft, S. 116f.)

2. DER NS-STAAT 2.2. GEWALTSTRUKTUREN: ÜBERWACHUNG, TERROR UND VERFOLGUNG

2. 2.

FRAENKELS „DOPPELSTAAT“
Der sozialdemokratische Jurist Ernst Fraenkel 
(1898–1975), der 1938 aus Deutschland floh, 
charakterisierte den NS-Staat schon in einer An-
fang 1941 in den USA erschienenen Studie als 
„Doppelstaat“52: Er beschrieb das Nebeneinan-
der eines „Normen-“ und eines „Maßnahmen-
staates“. Vor allem um die kapitalistische Wirt-
schaftsordnung zu stützen, galten im Bereich 
des Normenstaates weiterhin klassische Rechts-
normen in Form bereits existierender oder neu-
er Gesetze, Richtlinien, Vorschriften und Gerichts-
urteile – allerdings nur, soweit sie politisch an-
nehmbar erschienen. Um die totalitäre Diktatur 
durchzusetzen, schufen die Nationalsozialisten 
gleichzeitig einen beständig wachsenden Sektor 
außerhalb der Rechtsordnung. Der Maßnahmen-
staat richtete sich allein nach politischem Nut-
zen, nach „Lage der Sache“, basierte statt auf 
Recht und Gesetz auf Entscheidung und Befehl. 
Er konnte seine Kompetenzen jederzeit zulasten 

52  Ernst Fraenkel: The Dual State. A Contribution to the Theory 
of Dictatorship. New York u.a. 1941. Deutsche Erstausgabe 
1974. Vgl. hier Ernst Fraenkel: Der Doppelstaat. 3., Aufl. 
Hamburg 2012 (Zitat S. 113). Vgl. auch Wildt Transformati-
on 2011; Ders. Geschichte 2008, S. 88f.

des Normenstaates ausweiten und unterhöhl-
te diesen zunehmend. So wurden beispielsweise 
drei der Angeklagten in einem – sowieso schon 
politisch gelenkten – Prozess zum „Altonaer Blut-
sonntag“  vom Sondergericht im Juli 1933 frei-
gesprochen. Im Rahmen des Maßnahmenstaates 
wurden sie nach Ende des Prozesses dennoch in 
„Schutzhaft“ genommen und in ein Konzentrati-
onslager eingeliefert. Fraenkel betonte, dass sein 
Doppelstaat gerade nicht allein die Existenz im-
mer mächtigerer NS-Parteiorganisationen auf der 
einen und staatlicher Bürokratie auf der anderen 
Seite beschrieb. Auch die staatlichen Institutionen 
wurden in Folge eines tiefgreifenden politischen 
und gesellschaftlichen Veränderungsprozesses 
Bestandteile sowohl des Normen- als auch des 
Maßnahmenstaates. Und die Errichtung rechts-
freier Räume zunächst für die SA, später für SS 
und Gestapo, zeigten die Verachtung, mit der die 
nationalsozialistischen Machthaber auf die aus 
Kaiserreich und Weimarer Republik überlieferten 
Rechtsnormen und den Rechtsstaat blickten.

PSEUDOLEGALE GRUNDLAGEN  
STAATLICHER VERFOLGUNG
Hoch- und Landesverrat wie auch die Vorbe-
reitung eines „hochverräterischen Unterneh-
mens“ (§ 86 StGB) galten schon vor dem 30. Ja-
nuar 1933 als Straftaten. Weil sie entscheidende 
Grundlagen für die Zerschlagung des politischen 
Widerstands  bildeten, wurden im NS-Staat je-
doch deutlich mehr Taten unter die betreffenden 
Paragrafen gefasst. Dies galt vor allem nach ei-
ner deutlichen Verschärfung im April 1934, die 
den Tatbestand der Vorbereitung eines „hochver-
räterischen Unternehmens“ erheblich erweiterte. 
Gerade widerständische Aktionen der KPD wur-
den oft in diesem Sinne bewertet, da, so die Be-
gründung, die Partei ein anderes politisches Sys-
tem anstrebte. Zudem bildeten die „Reichstags-
brandverordnung“  vom 28. Februar 1933 und 
die „Heimtückeverordnung“ vom 21. März 1933, 
ab Dezember 1934 das daraus hervorgegange-
ne „Heimtückegesetz“, frühe formalrechtliche 
Grundlagen, gegen abweichendes Verhalten vor-
zugehen: Beide Verordnungen stellten jegliche 
Kritik an der NS-Regierung beziehungsweise NS-
Organisationen unter Strafe – handelte es sich 

116 

auch nur um eine scherzhafte Bemerkung. So soll-
ten die in der Bevölkerung herrschenden Meinun-
gen über die Machthaber kontrolliert werden.53

Um im Krieg die „innere Front“  aufrecht zu er-
halten, also einen Zusammenbruch von Recht und 
Ordnung in der Heimat – wie vorgeblich 1918 ge-
schehen – unbedingt zu verhindern, griffen nach 
Kriegsbeginn weitere Verordnungen in den Alltag 
der „Volksgenossinnen“ und „Volksgenossen“ 
ein. Das „Kriegssonderstrafrecht“ radikalisier-
te das Strafrecht: Während bis 1933 nur 
drei Verbrechen eine Todesstrafe nach 
sich ziehen konnten, war dies 1944 bei 
46 Tatbeständen möglich. Auf das Hö-
ren ausländischer Rundfunksender droh-
te Zuchthaus, die Verbreitung ausländi-
scher Nachrichten konnte mit dem Tode 
bestraft werden, wenn sie „die Wider-
standskraft des deutschen Volkes“ ge-
fährdete. Die „Kriegswirtschaftsverord-
nung“ vom 4. September 1939 (KWVO) 
stellte Verstöße gegen Rationierungs-
maßnahmen unter drakonische Strafen, 
beispielsweise so genannte „Schwarz-
schlachtungen“ oder das Horten von 
Lebensmitteln. Auch „Wehrkraftzerset-
zung“ konnte mit hohen Strafen bis zur 
Todesstrafe geahndet werden: Gemeint 
waren neben persönlichen Kontakten 
zu Kriegsgefangenen („verbotener Um-
gang“) auch defätistische Bemerkungen 
wie Zweifel am „Endsieg“. Vor allem 
die „Volksschädlingsverordnung“ vom 
5. September 1939 (VVO) bot im Kriegs-
alltag die Handhabe, für Vergehen jeder 
Art Strafverschärfungen umzusetzen. 
Insbesondere sollte sie Delikte verhin-
dern, bei denen Kriegsumstände ausge-
nutzt wurden, indem sie hierfür teilwei-
se die Todesstrafe vorsah. Hierzu zählten 
Diebstähle und Plünderungen bei Bom-
benangriffen oder Verdunkelungen. Ein 

53  Vgl. hier und auch im Folgenden Gimm Sonder-
gericht 1998; Danker Schutz 1998; Ritter Justiz 
1998; auch Bohn Sondergerichtsbarkeit 1998; 
Seeger Schwerstverbrecher 1998; Ingwersen 
Sondergericht 1998; Oddey Esser 2001.

tschechischer „Fremdarbeiter“ in Kiel bezahlte 
den Diebstahl von einigen Päckchen feuchten Ta-
baks bei Löscharbeiten eines Schuppens nach ei-
nem Bombenangriff im Dezember 1943 mit dem 
Leben.54 Vor allem § 4 der VVO war weit dehnbar, 
indem er Staatsanwälten und Richtern die Macht 
gab, nach dem „gesunden Volksempfinden“ zu 
entscheiden, ob eine Tat „besonders verwerf-

54  Vgl. Bohn Sondergerichtsbarkeit 1998, S. 27; auch Bästlein 
„Rechts“-Praxis 1992, S. 142f.

 Siehe Kapitel 5.2

117

Vier „Schutzhäftlinge“ aus Eckernförde unter Bewachung. Die 

Aufnahme stammt aus Schleswig, das Datum ist unbekannt. Vieles 

deutet aber auf die Phase der wilden Gegnerverfolgungen im Jahr 

1933 hin.

Ein Plakat der Oberstaatsanwaltschaft Kiel vom 24. August 1942, 

das die Vollstreckung eines Todesurteils des Schleswig-Holsteini-

schen Sondergerichts verkündet; mit vollem Namen des Getöten 

(Schwärzung durch die Autoren). Der 23-jährige tschechische 

Zwangsarbeiter S. ist nach der „Volksschädlingsverordnung“ als 

„gefährlicher Gewohnheitsverbrecher“ eingestuft worden, 

„dessen Ausmerzung der Schutz der Volksgemeinschaft erfor-

dert“. S. hat unter Ausnutzung der Verdunklung wiederholt 

Kofferdiebstähle begangen. Die Bekanntmachung der Hinrich-

tung soll der Abschreckung dienen.

 Siehe Kapitel 2.3 

 Siehe Kapitel 1.3  
Seite 75 

 Siehe Fallbeispiel  
„Schauprozess vor dem 
,Sondergericht‘“ 
Seite 132  
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277Der Nationalsozialismus in Schleswig-Holstein

Es schuf ein attraktives Angebot für eine große Mehrheit in der Bevölkerung, das aber zwin-
gend die (auch gewalttätige) Ausgrenzung anderer beinhalten musste, um stringent zu sein. 
Danker und Schwabe verdeutlichen überzeugend, dass es sich hier um zwei Seiten derselben 
Medaille handelt, dass das eine ohne das andere also nicht zu haben war – und dass das weiten 
Teilen der Bevölkerung auch bewusst gewesen ist, sie aber nicht weiter störte. So kann auch 
das Phänomen erklärt werden, das nach dem Zweiten Weltkrieg immer wieder diskutiert wur-
de: Die Grenzen zwischen Täter und Zuschauer, zwischen Betrachtung und aktiver Mitarbeit 
konnten so während der nationalsozialistischen Herrschaft verschwimmen, aber auch nach 
deren Ende wurde es so für viele Menschen erleichtert, sich als „Mitläufer“ zu inszenieren. Dass 
das Regime insgesamt nur aufgrund vieler einzelner „Mitläufer“ funktionierte, dass sein Ge-
lingen also gerade auf dieser teilweise impliziten, teilweise offenen Zustimmung weiter Teile 
der Bevölkerung beruhte, ist eine wesentliche Erkenntnis auch nach der Lektüre des vorliegen-
den Bandes.

Fraglich bleibt in diesem Zusammenhang dann aber, warum dem Widerstand vergleichs-
weise viel Raum gegeben wird. Wenn der oben skizzierten Kernthese gefolgt wird, hat er vor 
allem zwei Funktionen: In der Zeit selbst als abschreckendes Beispiel, aus heutiger Sicht als 
Möglichkeit, auch unter totalitärer Herrschaft abweichend zu handeln. Danker und Schwabe 
räumen ihm aber mehr Platz ein, als sie der „NS-Zustimmungsdiktatur“ geben, sogar mehr als 
doppelt so viel als sie den unterschiedlichen strukturellen Aspekten der „NS-Gesellschaft“ im 
vierten Kapitel durchschnittlich zubilligen. Keine Frage, gerade im Aspekt des Widerstands 

Auszug aus dem Kapitel „4. Die NS-Gesellschaft: Bildung, Kultur, Wirtschaft und Soziales“ und dem Unterkapitel „4.1. 
Familien- und Frauenpolitik“. (Bildnachweis: Danker/Schwabe: Volksgemeinschaft, S. 248f.)

248  249

4. DIE NS-GESELLSCHAFT 4.1 FAMILIEN- UND FRAUENPOLITIK

4. 4.

4.1 Familien- und Frauenpolitik

Im nationalsozialistischen Gesellschaftsentwurf 
genoss die Familie vorgeblich besondere Wert-
schätzung. In dieser „Keimzelle der Volksgemein-
schaft“, so die ideologische Aufladung, sollten 
möglichst viele Nachkommen geboren und im Sin-
ne des Nationalsozialismus erzogen werden. Dies 
galt indes nur für die „erbgesunde“, arische und 
„politisch zuverlässige“ Familie. Die Fortpflanzung 
„Minderwertiger“ sollte verhindert werden, un-
ter anderem durch das Zwangssterilisationen vor-
sehende „Gesetz zur Verhütung erbkranken Nach-

wuchses“ 1933 und die „Nürnberger Gesetzen“ 
1935, die Eheschließungen und sexuellen Kon-
takt zwischen „Ariern“ und Juden verboten.   
Zu diesen repressiven Maßnahmen zählten auch 
das gesetzliche Eheverbot für Nicht-Sterilisierte 
mit Zwangssterilisierten und die Verpflichtung al-
ler Heiratswilligen, sich einer Gesundheitsprüfung 
zu unterziehen: Nur wer ein Ehegesundheitszeug-
nis vorlegen konnte, durfte eine förderungswürdi-
ge Familie gründen. Auch die Familien- und Ge-
schlechterpolitik im NS-Staat war eng mit Rassen-
politik verknüpft.1

ROLLENBILDER: SOLDATENTUM UND 
MUTTERKULT
Grundsätzlich stützte sich die Familien- und Frau-
enpolitik in der NS-Gesellschaft auf eine Ideolo-
gie, die Männern und Frauen eindeutige Bestim-
mungen in getrennten Sphären zuschrieb.2 Wäh-
rend das Soldatentum die anzustrebende Rolle 
des Mannes war, galt für die Frau die Mutter-
schaft als höchstes Gut. Während Männer Staat 
und Welt gestalteten, sollten sich Frauen als Ehe-
frauen tüchtig und diszipliniert um ihre kleine 
Welt kümmern, bestehend aus dem erwerbstäti-
gen Mann, den Nachkommen und ihrem Haus-
stand. Außerfamiliäre Tätigkeiten waren für sie 
nicht vorgesehen. Diese Vorstellungen einer 
strengen geschlechtsspezifischen Rollenteilung, 

1  Vgl. Bock Zwangssterilisation 1986. Zudem zentral für das 
Kapitel: Süß Gesellschaft 2017, S. 98–108; Grüttner Reich 
2014, S. 400–414; Flemming Frau 2009; Wildt Geschichte 
2008, S. 98–103; Frevert Frauen 1998; Bock Geschlechter-
politik 1995. Für Schleswig-Holstein: Hartwig Frauenarbeit 
1998; Hoffmann/ Lommer/ Marx/ Oertel/ Zeidler Handlungs-
räume 2021.

2  Vgl. auch im Folgenden Grüttner Reich 2014, S. 401f.

 Siehe Kapitel 3.2

die auf angeblich natürlichen Gegensätzen der 
Geschlechter beruhte, griffen das Modell der bür-
gerlichen Familie auf, das sich seit dem späten 18. 
Jahrhundert durchgesetzt hatte. Gerade während 
der Weltwirtschaftskrise, in Zeiten hoher Arbeits-
losigkeit, hatten neben der NSDAP auch konser-
vative und rechtsliberale Parteien einschließlich 
des Zentrums gegen die Erwerbsarbeit verheira-
teter Frauen gekämpft. Die Anti-Doppelverdie-
ner-Kampagne war gegen die erwerbstätige Ehe-
frau gerichtet und seit Frühjahr 1932 erlaubte bei-
spielweise ein Gesetz die Entlassung von durch 
eine Ehe versorgten Beamtinnen.3 Die national-
sozialistische Ideologie wertete Mutterschaft und 
häusliche Arbeit der „Volksgenossin“4 – also der 
gesunden, „arischen“ und politisch zuverlässigen 
Frau – als zentrale Leistung in der NS-Volksge-
meinschaft auf.

IDEOLOGIE VERSUS WIRKLICHKEIT
Dabei erwies sich die vollständige Verdrängung 
von Frauen aus dem Arbeitsleben als unrealis-
tisch, waren doch 1933 immerhin 48 Prozent  
der Frauen zwischen 16 und 60 Jahren im Deut-
schen Reich erwerbstätig und trugen – oft not-
wendigerweise – zum Haushaltseinkommen bei.5 
In Schleswig-Holstein bildeten helfende Famili-
enangehörige in der Landwirtschaft den größten 
Anteil unter erwerbstätigen Frauen, doch nahm 
die weibliche Erwerbsarbeit in Industrie und im 
Angestelltenbereich beständig zu; ein Trend, den 

3  Vgl. Hartwig Frauenarbeit 1998, S. 15f.
4  Vgl. hierzu ausführlich Kramer Volksgenossinnen 2011.
5  Vgl. Grüttner Reich 2014, S. 402f.

4. DIE NS-GESELLSCHAFT: BILDUNG, KULTUR, WIRTSCHAFT UND 
SOZIALES (1933–1945)

Vater und Söhne einer „deutschen“ Familie posieren für das Familien-

album in NSDAP- beziehungsweise HJ-Uniformen. Hierin lässt sich 

neben einem Bekenntnis zu Partei und NS-Staat auch der Hinweis auf 

das Ideal des männlichen Geschlechterbilds, das Soldatentum, ablesen.

Werbung für die Wanderausstellung „Mutter und Kind“, die im 

Frühjahr 1938 in Bad Bramstedt gastiert. Sie dient, inhaltlich breit 

gefächert, der Agitation für die rassistische Ideologie, verbunden mit 

praktischen Tipps für Mütter und Hausfrauen. Ein Spiegel der 

nationalsozialistischen Familien- und Frauenpolitik.

„Die Jungen werden zu politischen Soldaten, die Mädel zu starken und tapferen Frauen erzogen, die diesen 
politischen Soldaten Kameradinnen sein sollen, und unsere nationalsozialistische Weltanschauung später in 
ihrer Familie als Frauen und Mütter leben und gestalten – und so wieder eine neue Generation der Härte und 
des Stolzes großziehen. (…) Wir wollen Mädels formen, die stolz sind, damit sie sich einmal einen Kämpfer 
zum Schicksalsgefährten erwählen. Wir wollen Mädel, die bedingungslos an Deutschland und den Führer glau-
ben, und diesen Glauben einst in das Herz ihrer Kinder legen; dann wird der Nationalsozialismus und dadurch 
Deutschland für immer bestehen.“

Die BDM-Reichsreferentin Jutta Rüdiger im Mai 1938 über die Ziele der nationalsozialistischen Mädchenerzie-
hung. (Zit. nach Miller-Kipp (Hrsg.) BDM 2002, S. 76f.)
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Benjamin Stello278

liegt viel Erkenntnispotenzial und er weist einen 
hohen Bildungs- und Erziehungswert auf – aber 
dennoch.

Auch die Beschränkung auf Schleswig-Holstein, 
das es als Bundesland damals noch gar nicht gab, 
wird teilweise sehr landesgeschichtlich verstan-
den. Zwar gibt es einzelne Erweiterungen, etwa um 
den „Altonaer Blutsonntag“ (heute Hamburg) oder 
vor allem eben das „Reichskommissariat Ostland“ 
im vierten Teil des Bandes, aber die Verflechtung 
der norddeutschen Gebiete kommt so manchmal 
etwas zu kurz. Das System der Konzentrationslager 
ging im Norden beispielsweise bekanntermaßen 
von (Hamburg-) Neuengamme als dem Hauptla-
ger aus, das vielleicht mehr als kurze Bemerkun-
gen verdient gehabt hätte und etwa auf der ent-
sprechenden Graphik als Vergleichsgröße hätte 
aufgeführt werden können.11 Auch insgesamt 
klingt es an manchen Stellen des Werkes so, als 
hätte die heutige Bezeichnung „Schleswig-Hol-
stein“ dem Werk den Rahmen gegeben, während 
die nationalsozialistische Herrschaft offenbar eher 
von einer Art „norddeutschem Raum“ ausging.

Dennoch bleibt schon die schiere Fülle von re-
gionalem Material ausgesprochen beeindruckend, das die beiden Autor:innen darbieten. 
Natürlich lockert es den Lesefluss auch ungemein auf, wenn auf praktisch jeder Seite Foto-
grafien, Graphiken, Statistiken, Karikaturen, Zeitungsartikel etc. zu finden sind, aber es macht 
im Buch eben auch noch eine zweite Ebene auf. Neben dem – insgesamt kompetent verfassten 
und gut lesbaren – Text finden sich so Elemente, die jenseits des wissenschaftlichen Diskurses 
anregen können. Häufig gehen diese graphischen Teile auch deutlich über die Illustration hi-
naus und weisen auf weitere Ebenen hin, die im Text eher angerissen werden. Beispielsweise 
zeigt ein Plakat wie das der Lebensmittel12 die Mangelwirtschaft im Krieg eben sehr viel deut-
licher, als ein Text es je leisten könnte. Gleiches gilt für die diversen Fallbeispiele und Biogra-
phien, die im Kleinen hervorragend veranschaulichen, was verallgemeinert im Text beschrie-
ben wird, so etwa auf das „Landjahr“ aus Sicht eines Heranwachsenden.13

Zwischen den Texten eingestreut gibt es immer wieder „Autorenkommentare“, die eine 
deutliche Meinung vertreten, die der Lesende dann teilen oder verwerfen kann. Ihre Funktion 
ist klar – und zugleich doch auch problematisch. Wenn davon ausgegangen wird, dass „Ge-
schichte“ immer eine Rekonstruktion von der Gegenwart aus ist und sein muss, weil die Ver-
gangenheit eben vorbei ist, dann wird klar, dass es „die Geschichte“ nicht geben kann und dass 

11 � Vgl. ebd., S. 131.
12 � Vgl. ebd., S. 318.
13 � Vgl. ebd., S. 271.

Auszug aus dem Unterkapitel „2.2. Gewaltstrukturen: 
Überwachung, Terror und Verfolgung. (Bildnachweis: 
Danker/Schwabe: Volksgemeinschaft, S. 131.)

130 131

2. DER NS-STAAT

2. 2.

ARBEITSERZIEHUNGSLAGER
Schon im Mai 1944 hatte das Reichs-
sicherheitshauptamt auf Antrag des 
neuen Kieler Gestapo-Chefs ein eige-
nes „Arbeitserziehungslager“ (AEL) für 
Schleswig-Holstein beschlossen. In den 
reichsweit etwa 80 dieser Lager sollten 
Personen, denen man Verstöße gegen 
die Arbeitsdisziplin vorwarf, über eini-
ge Wochen durch schwerste körperliche 
Arbeit „erzogen“ werden, bevor sie zu 
ihren Arbeitsstellen zurückkehrten. Bei 
Misserfolg der Maßnahme drohte den 
Häftlingen das KZ. Das AEL Nordmark  
sollte der mit der Bekämpfung von „Aus-
länderkriminalität“ ausgelasteten Ge-
stapo Haftraum für die „Umerziehung“ 
von „vertragsbrüchigen“ oder undisziplinierten 
Zwangsarbeiterinnen und Zwangsarbeitern bie-
ten. Arbeitsniederlegungen von Zwangsarbeitern 
traten vor allem nach der Kriegswende 1942/ 43 
vermehrt auf; im Juni 1943 waren 70 Prozent der 
441 in Schleswig-Holstein verhafteten Personen 
Ausländer.90 Das AEL entwickelte sich zur Willkür-
stätte der Kieler Gestapo und zum Hinrichtungs-
ort: Von den insgesamt etwa 5.000 Häftlingen 
starben circa 600.

90  Vgl. Paul Gestapo 1997, S. 47.

Grundsätzlich lässt sich im Kriegsverlauf, erst 
recht ab 1944, ein deutlicher Anstieg der Ge-
walt (auch) hier an der „Heimatfront“ in Schles-
wig-Holstein feststellen. Das Sondergericht straf-
te noch härter, die Gestapo richtete zahlreiche 
Personen, vor allem „Fremdvölkische“, hin, erst 
recht, nachdem ab Februar 1945 die regionalen 
Gestapo-Leiter ohne Genehmigung des Reichs-
sicherheitshauptamtes „Sonderbehandlungen“ 
eigenständig anordnen konnten. In der absoluten 
Endphase der NS-Herrschaft, in den letzten Mo-
naten im Frühjahr 1945, zeigt sich die Gewaltes-
kalation noch deutlicher.  

lager mit zahlreichen Außenlagern, in dem ins-
gesamt über 93.000 Häftlinge registriert wur-
den. 42.000 Menschen kamen dort zu Tode.88 Auf 
schleswig-holsteinischem Boden wurden erst in 
der Kriegsendphase wieder Konzentrationslager 
gegründet: Die Lager Breitenfelde/ Mölln, Lütjen-
burg-Hohwacht, Kiel, Neustadt/ Holstein, Wedel 
und Kaltenkirchen sowie Husum-Schwesing und 
Ladelund gehörten zu den insgesamt 87 Außenla-
gern des KZ Neuengamme, in denen gegen Ende 
des Krieges dreimal so viele Häftlinge Zwangsar-

88  Vgl. v.a. Garbe Neuengamme 2015, hier S. 75–122 (Häft-
lingszahl S. 101); Alsen/ Königseder (Hrsg.) KZ 2017, bes. S. 
29. Umfassend zu den Außenlagern des KZ Neuengamme 
vgl. Buggeln Arbeit 2009; Garbe Außenkommandos 2008; 
auch Smith Neuengamme 2012; früh Johe Neuengamme 
1982; Korte Konzentrationslager 1985. Vgl. zu Kaltenkir-
chen Hoch Hauptort 1979; Gill Winter 2008; zu Hohwacht 
Romig Konzentrationslager 2000; zu Wedel Wolf u.a. KZ 
1983; Christus-Kirchengemeinde Schulau (Hrsg.) KZ 2010.

beit leisteten wie im Hauptlager. 4.000 bis 5.000 
Häftlinge mussten in Nordfriesland in den ver-
hältnismäßig großen „Außenkommandos“ Hu-
sum-Schwesing und Ladelund  absurde Verteidi-
gungsanlagen bauen. Beide „Außenkommandos“ 
galten aufgrund ihrer selbst im Vergleich mit an-
deren Lagern fürchterlichen Bedingungen unter 
den Häftlingen als „Todeslager“. Genaue Häft-
lings- wie auch exakte Opferzahlen sind allerdings 
nicht bekannt.

FRØSLEV-LAGER
Seit August 1944 existierte bei Flensburg, unmit-
telbar nördlich der Grenze zu Dänemark, ein weite-
res Lager. Das Frøslev-Lager diente als Polizeihaftla-
ger zur Internierung dänischer Widerstandskämp-
fer auf dänischem Boden. Als Sondereinrichtung 
in einem besetzten Gebiet unterstand es ebenso 
der SS, konkret dem „Befehlshaber der Sicherheits-
polizei und des Sicherheitsdienstes“ in Kopenha-
gen,  Otto Bovensiepen (1905–1979). Allerdings 
herrschten im besetzten Dänemark besondere Be-
dingungen. Die dänische Regierung hatte in Ver-
handlungen mit der deutschen Besatzungsmacht 
für die Einrichtung dieses Internierungslagers ge-
kämpft, sogar die Finanzierung übernommen, um 
so weitere Deportationen dänischer Staatsbür-
ger in Konzentrationslager im Deutschen Reich zu 
verhindern. Doch die Deutschen hielten sich nicht 
an die Absprache: Bis Kriegsende überführten die 
deutschen Besatzer etwa 1.600 Frøslev-Internier-
te, unter ihnen dänische Polizisten und Grenzgen-
darmen, über den Bahnhof Harrislee in deutsche 
KZ. Viele wurden nach Neuengamme verbracht, 
von dort auch nach Husum-Schwesing. Im März 
1945 waren 3.000 Gefangene im Frøslev-Lager un-
ter Aufsicht der SS und der ihr unterstellten Ord-
nungspolizei inhaftiert, insgesamt zählte das Lager 
etwa 12.000 Häftlinge. Trotz aller Einschränkun-
gen und Demütigungen, die die Inhaftierten erlei-
den mussten, waren die Verhältnisse im „höchst 
außergewöhnliche(n) ‚KZ-Lager‘“ Frøslev, vergli-
chen mit anderen Konzentrationslagern, deutlich 
besser, vor allem hinsichtlich Versorgung und Miss-
handlungen.89

89  Vgl. u.a. Kristensen/ Schartl Harrislee 1995; Kristensen 
Fröslee-Lager 2001; Ders. Schicksal 2001 (Zitat S. 37); Ders. 
Station 2002.

2.2. GEWALTSTRUKTUREN: ÜBERWACHUNG, TERROR UND VERFOLGUNG

Ausschnitt aus einer Zeichnung des Ladelunder Häftlings Bob Smith 

aus dem Jahr 1947. Die Häftlinge liegen dicht gedrängt auf dem 

Fußboden und auf Holzpritschen in einer der Baracken.

Eine Gefangenenstube im Frøslev-Lager.

Außenlager des KZ Neuengamme 
auf schleswig-holsteinischem Gebiet

Ort bestand von bis
Durchschnittliche 

Belegung* hauptsächlich verrichtete Arbeit

Breitenfelde/Mölln 10.11.1944–30.4.1945 20 Männer Arbeit im Sägewerk Gülzow

Husum-Schwesing 26.9.–29.12.1944 1.500 Männer Bau von Panzergräben

Kaltenkirchen Aug. 1944–17.4.1945 500 Männer Ausbau eines Militärflugplatzes der Luftwaffe

Kiel 25.7.1944–Ende Sept. 1944 50 Männer Aufräumarbeiten im Auftrag der Stadt Kiel

Ladelund 1.11.–16.12.1944 2.000 Männer Bau von Panzergräben

Lütjenburg-Hohwacht 16.11.1944–19.4.1945 ca. 200 Männer Produktion von Navigationsgeräten im Auftrag 
der Fa. Anschütz & Co.

Neustadt/Holstein Dez. 1944–1.5.1945 15 Männer Bau von Baracken für ein SS-Lazarett

Wedel 13.–27.9.1944; 

17.10.–20.11.1944

500 Frauen; 

500 Männer

Aufräumarbeiten im Auftrag der Stadt Hamburg; 
Bau von Panzergräben

* (die tatsächlichen Häftlingszahlen können deutlich höher liegen) Vgl. Buggeln Arbeit 2009, S. 718–740.

 Siehe Fallbeispiel  
„Die KZ-Außenlager 
Husum-Schwesing und 
Ladelund“ 

 Siehe Fallbeispiel „Der 
deutsche Überfall auf 
Dänemark“ in Kapitel 5.2 
Seite 385 

 Siehe Kapitel 5.4 

 Siehe Fallbeispiel  
„Arbeitserziehungslager 
Nordmark“ 
Seite 146  
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279Der Nationalsozialismus in Schleswig-Holstein

sie immer standpunktbezogen zu demjenigen ist, der sie schreibt. Das gilt auch für die gesam-
te Darstellung im Buch von Danker und Schwabe und spricht keinesfalls gegen sie – wie oben 
erwähnt, erscheint der Text insgesamt durchgehend ausgewogen und auf dem Stand der Wis-
senschaft. Dennoch bleibt sie die Geschichte, wie Danker und Schwabe sie schreiben, und es 
gibt demzufolge auch im Text diverse Stellen, die auf diesen Sachverhalt deutlich hinweisen, 
wie es auch anders gar nicht sein kann. Wendungen wie „Mit Dönitz’ Hinhaltetaktik“14, „Die 
Christian-Albrechts-Universität tat sich lange schwer mit einer kritischen Auseinandersetzung 
mit ihrer eigenen Geschichte“15, „Das Regime nahm Rache für den gescheiterten Staats-
streich“16 und viele weitere Formulierungen beinhalten klare Wertungen der Autor:innen. Der 
Unterschied zu den „Autorenkommentaren“ erscheint hier fragwürdig – letztere mögen noch 
etwas expliziter sein, aber der nicht gekennzeichnete Text ist eben auch deutlich meinungs-
bildend und -ausstrahlend. Noch einmal: das ist keinesfalls eine Kritik am Werk! So erschließt 
sich die Funktion der „Autorenkommentare“ dem Lesenden aber jedenfalls nicht ganz.

Insgesamt steht mit dem vorliegenden Buch aber ein Werk in den Bibliotheken und Bücher-
regalen, das den im Vorwort formulierten eigenen Anspruch sicherlich mit Bravour einhalten 
kann: Menschen mit Vorwissen finden Vertiefungsmöglichkeiten und sicherlich auch viele 

14 � Vgl. ebd., S. 411.
15 � Vgl. ebd., S. 293.
16 � Vgl. ebd., S. 155.

Auszug aus dem Kapitel „4. Die NS-Gesellschaft“ und 
dem Unterkapitel „4.5. Wirtschaft“. (Bildnachweis: 
Danker/Schwabe: Volksgemeinschaft, S. 318.)

318  319

4. DIE NS-GESELLSCHAFT 4.5 WIRTSCHAFT

4. 4.

Kontingentierungen und Abnahmegarantien, lös-
ten eine – allerdings mäßige – Steigerung der Ag-
rarproduktion und eine Stabilisierung der bäuer-
lichen Einkommenslage aus. Allerdings verfehlte 
die Landwirtschaftspolitik das Ziel der Autarkie 
bei Weitem, und auch das bedeutende Problem 
der Landflucht bekam man nicht in den Griff: Auf 
dem Lande fehlten beständig Arbeitskräfte, in der 
(Rüstungs-) Industrie waren die Arbeitsbedingun-
gen meist besser.

Wirkte die staatliche Lenkung der Landwirtschaft 
bis zum Kriegsbeginn nur indirekt, verlief die ei-
gentliche Kriegswirtschaft noch deutlich strenger 
reguliert: In verschiedenen Bereichen galt für die 
Erzeuger nun Ablieferungspflicht, abgesehen von 
einem kleinen Anteil für den Eigenbedarf. Diese 
Zwangswirtschaft bewährte sich: Auch wenn die 
landwirtschaftliche Produktion abnahm, reichte 
sie dank der „Kriegserzeugungsschlachten“ hin, 
und Versorgungsengpässe blieben – anders als im 
Ersten Weltkrieg – im erträglichen Rahmen. Aller-
dings war die Auswahl an hochwertigen Lebens-
mitteln stark eingeschränkt, einige waren über 
„Lebensmittelkarten“ rationiert.

Betrachtet man allein ökonomische und sozi-
ale Daten aus der bäuerlichen Perspektive, so 
fällt die Bewertung auch aus kritischer agrar-
historischer Perspektive insgesamt recht posi-
tiv aus: Obwohl die rentablen Betriebsgrößen 
weiterhin beständig zunahmen und auch nach 
1933 zahlreiche Höfe aufgegeben wurden, wa-
ren die landwirtschaftlichen „Erzeuger“ trotz al-
ler Einschränkungen in ihrer Autonomie unter 
der stark regulierten „nationalsozialistische[n] 
Agrarpolitik gut gefahren – erheblich viel bes-
ser jedenfalls als in der ungeliebten Weimarer 
Republik.“220 Diese wirtschaftliche und sozia-
le „Erfolgsbilanz“ mag erklären, weshalb schles-
wig-holsteinische Bauern die NS-Zeit oft posi-
tiv erinnerten, wenn sie das finale Ziel, den Krieg 
und seine verheerenden Folgen, ausblendeten. 

220  Lorenzen-Schmidt Landwirtschaftspolitik 1983, S. 307.

KRIEGSWIRTSCHAFT
Grundsätzlich bedeutete der am 4. September 
1939 mit der „Kriegswirtschaftsverordnung“ ein-
geleitete Übergang zur Kriegswirtschaft  für die 
agrar- und rüstungswirtschaftlich geprägte Pro-
vinz Schleswig-Holstein eine noch stärkere Kon-
zentration auf diese beiden Wirtschaftszweige. 
Im Jahr 1944 waren allein in den fast vollstän-
dig auf die Produktion von Rüstungsgütern ein-
gestellten metallverarbeitenden Industriebetrie-
ben 23 Prozent der arbeitenden Bevölkerung 
beschäftigt. Die ebenfalls „kriegswichtige“ Land-
wirtschaft beschäftigte ein Fünftel der Erwerbs-
tätigen. Weitere knapp acht Prozent der arbeits-
fähigen Bevölkerung standen als Angehörige der 
Wehrmacht oder des RAD unmittelbar im Dienst 
des Krieges. Auch in den übrigen Wirtschaftszwei-
gen waren bis 1944 die meisten Betriebe auf die 
Herstellung kriegswichtiger Rüstungs- oder Ver-
sorgungsgüter umgestellt worden; selbst die tra-
ditionsreiche Lübecker Marzipanfabrik Niedereg-
ger befüllte Munition.221

Die Kriegswirtschaft brachte höhere Belastun-
gen für Arbeitnehmer mit sich: Um die Lücken 
von Einberufungen zu füllen, erhöhte man die 

221  Vgl. Muth Waffen 2014, S. 134.

frühen 1930er Jahren.217 Die Landwirtschaft profi-
tierte nach 1933 von der – an die „gute alte Zeit“ 
des monarchischen Deutschland erinnernden – 
interventionistischen NS-Landwirtschaftspolitik, 
die, eingepasst in die „Vierjahrespläne“ im Rah-
men der Kriegsvorbereitung, vor allem ein Ziel 
anstrebte: die „Nahrungsfreiheit“, also die Autar-
kie in der Lebensmittel- und Textilrohstoffversor-
gung. Einige Maßnahmen, die die NSDAP schon 
1930 in ihrem agrarpolitischen Programm formu-
liert hatte, setze man nun um: Besonders symbol-
trächtige Entschuldungen durch Stundungen und 
Umschuldungen senkten die Zinsbelastungen 
für – hier im Gau 14.000218 – verschuldete Höfe, 
außerdem schützten Außenzölle vor Importen von 
Waren ausländischer Konkurrenz. Der sogenannte 
„Reichsnährstand“ unter der Leitung von Richard 
W. Darré (1895–1953) als staatlich gelenkte Ein-
heitsorganisation aller Erzeuger, verarbeitenden 
Betriebe und des Handels mit Zwangsmitglied-
schaft kontrollierte mit entsprechenden Maßnah-
men die gesamte Ernährungsbranche. Er lenkte 
die Produktion über die massive propagandisti-
sche Förderung bestimmter wirtschaftlicher Be-
reiche durch inszenierte landwirtschaftliche „Er-
zeugungsschlachten“ mit zu erreichenden Ziel-
vorgaben zur Leistungssteigerung, Schulungen 
und großem Medieneinsatz. Zahlreiche Drucker-
zeugnisse wie die „NS-Landpost“, das „Wochen-
blatt der Landesbauernschaft“, das „Landwirt-
schaftliche Wochenblatt für die Provinz Schles-
wig-Holstein“ oder der „Schleswig-Holsteinische 
Bauernkalender“ erläuterten den Erzeugern und 
Veredlern in der „Nordmark“, was sie wie pro-
duzieren sollten; abgestimmt mit entsprechen-
den Nahrungsmittelkampagnen zur Lenkung des 
(sparsamen) Verbrauchs, die auf die Änderung der 
Essgewohnheiten der „Volksgenossinnen“ und 
„Volksgenossen“ entsprechend der vorhande-
nen, möglichst einheimischen Lebensmittel ab-
zielten.219 Auch effizient greifende Marktregulie-
rungen, wie flexibel angewandte Festpreiserlasse, 

217  Zit. nach Grüttner Reich 2014, S. 273 und 272; vgl. auch 
Münkel Landfrau 1998, S. 146. Zum „Neubauerntum“ vgl. 
u.a. Smit Neubildung 1983. Zur Statistik vgl. Statistisches 
Landesamt Schleswig-Holstein 1967, S. 92.

218  Vgl. Cramer Erbhof 2013, S. 165.
219  Vgl. Tillmann Kanonen 2006; vgl. überregional aktuell Ger-

hard Ernährungspolitik 2018.

„Es werden folgende Erzeugerhöchstpreise festgesetzt, die 
unterschritten werden können. Die Preise gelten frei Erzeuger- 
station für je 50 kg:
Kleeheu, lose, 1. Schnitt, gut gesund, trocken: 2,90 RM
Haferbundstroh oder bundfadengepresst: 1,25 RM (...)
Der Kleinhandel ist berechtigt, bei Lieferung frei Haus  
folgende Handelsspannen aufzuschlagen:

- für Heu bis 50 kg bis 1,5 RM je 50 kg
- für Stroh über 5 Ztn. Bis zu 10 Ztn. 0,8 RM je 50 kg (...).

Auszug aus einer „Anordnung des Oberpräsidenten der  
Provinz Schleswig-Holstein über Höchstpreise für Rauhfutter“  
(Zit. nach Cramer Erbhof 2013, S. 54).

 Siehe Kapitel 5.2

Mit solchen Ehrentafeln dürfen sich 

„Erbhöfe“ schmücken.

„Gut kochen mit dem was es gibt“.  

Propagandakampagnen und Ratgeber versuchten Hausfrauen  

dabei zu unterstützen, mit der durchaus eingeschränkten  

Lebensmittelauswahl die Familie schmackhaft zu ernähren.  

Hier eine Broschüre um 1940.
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Auszug aus Kapitel 3. Die NS-Volksgemeinschaft“ und 
dem Unterkapitel „3.2. Ausschluss und Verfolgung.“ (Bild-
nachweis: Danker/Schwabe: Volksgemeinschaft, S. 229.)
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te ab Anfang 1940 selektierte Patienten in grau-
en Bussen oder per Reichsbahn – zum Verwischen 
der Spuren oft über Zwischenanstalten – in die An-
stalten Bernburg an der Saale, Brandenburg/ Havel, 
Grafeneck (Württemberg), Hadamar (bei Limburg), 
Hartheim (bei Linz) oder Sonnenstein (Sachsen), 

nachdem erste Patienten im Oktober 1939 in Po-
len mit Gas getötet worden waren. In diesen sechs 
„Tötungsanstalten“ ermordeten Anstaltsmitarbei-
ter die Opfer in als Duschräumen getarnten Gas-
kammern durch Kohlenmonoxyd.

Im September 1940 wurden zunächst knapp 50 
jüdische Patienten – und damit die Mehrheit – 
aus acht schleswig-holsteinischen Heil- und Pfle-
geanstalten über Hamburg-Langenhorn nach 
Brandenburg/ Havel verbracht und dort ermor-
det.88 Nachdem die T4-Zentrale die Provinzialver-
waltung über die verbrecherischen Pläne infor-
miert hatte, gingen im Mai und August 1941 des 

88  Vgl. Wille Transport 2017.

Jahres fünf Transporte aus Schleswig und zwei 
aus Neustadt mit etwa 700 Patienten nach Bern-
burg bzw. Uchtspringe, teilweise über die Zwi-
schenanstalt Königslutter, und nach Hadamar.89 
Die Angehörigen erhielten Benachrichtigungen 
mit gefälschten Todesursachen. Neben den Ver-
antwortlichen der Provinzialbehörden wussten 
auch die Anstaltsleitungen, welches Schicksal ih-
re Patienten erwartete. Während einige Anstal-
ten im Reich die Mitarbeit verweigerten, ist aus 
Schleswig-Holstein keine entschlossene Verwei-
gerung überliefert. Die Zusammenarbeit verlief 
meist reibungslos; nur einzelne Verwaltungskräf-
te und Ärzte nutzten ihre durchaus vorhandenen 
Handlungsspielräume, um Patienten zu schützen. 
So rettete mutmaßlich der Direktor in Strecknitz, 
Dr. Enge, einige Patienten durch Entlassungen 
vor der „Verlegung“.90 Ärzte und Diakonissen in 
Nordfriesland sollen von der Euthanasie Bedroh-
te im Sanatorium der Breklumer Mission unterge-
bracht haben.91 Und ein – bisher nicht nament-
lich bekannter – Beamter des Kreises Südtondern 

89  Vgl. zum Folgenden v.a. Jenner Geschichte 1995, hier 
S. 100–109; Ders. Euthanasie-Verbrechen 1996; Ders./
Klieme (Hrsg.) Euthanasieverbrechen 1997, bes. S. 13–32, 
S. 195–202; Faulstich Hungersterben 1998, S. 443–452; 
Delius Ende 1988; Zijverden Euthanasiegeschichte 2000; 
Heesch Marylene 2004; Ders. Frieda 2007; Ders. Kriegsme-
dizin 2008; Ders. Überlebenswahrscheinlichkeits-Analyse 
2015; Struve Aktion 2016.

90  Vgl. Schepermann/ Dilling Schicksale 2005, S. 173ff.
91  Vgl. Schmeitz Staatsgewalt 2001, S. 187f.

nachlässigung oder unterlassene ärztliche Hilfe-
leistungen. Spätestens ab 1941 existierte auch in 
Schleswig/ Hesterberg  eine solche Abteilung.86

„AKTION T4“
Für das zentrale „Euthanasie“-Programm hatte 
Hitler im Oktober 1939 eine Ermächtigung zur Tö-
tung psychisch und körperlich kranker Anstaltspa-
tienten unterschrieben, rückdatiert auf den Kriegs-
beginn am 1. September. Heil- und Pflegeanstalten 
waren dazu angehalten, Meldebögen über ihre Pa-
tienten nach Berlin zu schicken, die u.a. Angaben 
über bestimmte Krankheiten, Aufenthaltsdauer 

86  Vgl. LASH (Hrsg.) Hesterberg 1997.

und Arbeitsfähigkeit enthielten. In den schleswig-
holsteinischen Einrichtungen gingen diese im Juni 
1940 ein, sie wurden wohl unterschiedlich willfäh-
rig bearbeitet. Die Bögen bildeten die Arbeitsbasis 
für etwa 40 medizinische Gutachter, unter ihnen als 
medizinischer Leiter Prof. Dr. Werner Heyde (1902–
1964),  um über Leben und Tod der behinderten 
oder chronisch kranken Patienten zu entscheiden. 
Dies übernahmen sie ohne klar festgelegte Krite-
rien, wobei Arbeitsfähigkeit, Pflegebedürftigkeit 
und jeweiliges Verhalten der Kranken Einfluss auf 
die Beurteilung hatten.87 Die „Gekrat“ verbrach-

87  Vgl. Heesch Überlebenswahrscheinlichkeits-Analyse 2015, 
S. 43ff.

Die Tarnorganisationen der T4-Aktion senden falsche Todesnachrichten an die Familien der 

ermordeten Patienten. Hier geht es um das Schicksal eines am 9. Mai 1941 aus Schleswig-

Hesterberg nach Königslutter verlegten Sechzehnjährigen.

Autorenkommentar: Die Erkennt - 
nisse über Leben und Sterben in den 
psychiatrischen Anstalten in Schleswig-
Holstein zwischen 1933 und 1945 sind 
weiterhin lückenhaft. Einerseits sind 
zahlreiche relevante Akten vor Kriegs-
ende bewusst vernichtet worden, 
andererseits sind grundsätzlich relevan-
te Vorgänge wie Medikamentenüber-
dosierungen nicht in den Krankenakten 
vermerkt worden. Zudem gilt es bei Pa-
tientenakten immer zu berücksichtigen, 
dass diese einseitig die institutionelle, 
obrigkeitliche Perspektive spiegeln. Die 
Sichtweise der einzelnen Patientin oder 
des Patienten ist dort massiv unterre-
präsentiert. Entsprechende Quellen 
sind extrem selten überliefert. Staatsan-
waltliche Ermittlungsakten wiederum 
sind als Quellen besonders sensibel zu 
interpretieren, da die Aussagen von 
Beschuldigten und Zeugen in der Regel 
mit Entlastungsabsicht getätigt werden.

Familiäre Todesanzeige für eine aus Kiel stammende 

Patientin, die in der Tötungsanstalt Bernburg an der Saale 

ermordet worden ist.

 Siehe Fallbeispiel  
„Kinderfachabteilung 
Schleswig“ 

 Siehe Fallbeispiel  
„Werner Heyde alias  
Fritz Sawade“ in Kapitel 6.3 
Seite 489

3.2 AUSSCHLUSS UND VERFOLGUNG
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ihnen dennoch unbekannte Aspekte, Menschen ohne größeres Vorwissen finden eine umfas-
sende Darstellung der Geschichte des Nationalsozialismus am regionalen Beispiel, Menschen 
auf Materialsuche werden gar nicht wissen, wo sie angesichts der Fülle anfangen sollen. Das 
Buch lässt sich elegant durchlesen, es kann aber genauso in einzelnen Abschnitten rezipiert 
werden. Je nachdem, wie genau man die zur Verfügung gestellten Materialien studiert, wird 
man bei vielen Aspekten sehr in die Tiefe arbeiten können. Und dank des ausufernden Litera-
turverzeichnisses werden selbst Kundige immer noch Bereiche finden, in denen sie weiterar-
beiten können, so sie das denn möchten. Die deutliche Unterscheidung in einführende „Ober-
texte“, darstellende „Basistexte“ und daran anknüpfende Materialien, Quellen, Kommentare 
etc. ist dabei sehr geeignet, sich als Lesender trotz der Fülle der zur Verfügung stehenden 
Masse an Informationen schnell zurecht zu finden.

Aus Sicht des historisch Interessierten und aus Sicht des historisch Lernenden ist das vor-
liegende Werk damit insgesamt sicherlich einer klaren Empfehlung wert: Mit der Lektüre die-
ses Buches kann man sicher nichts falsch machen. Aber eignet es sich auch für die Schule, wie 
die Autor:innen es planten? Das soll der nachfolgende Abschnitt klären.

4. Implikationen für den Einsatz in der Schule

Dass Regionalgeschichte in der Schule einen festen Platz haben sollte, ist wohl unstrittig – so-
wohl von der Seite der Lehrenden wie der Lernenden aus.17 Noch deutlicher wird es für den 
Bereich des Nationalsozialismus, der aus gutem Grund jedes didaktische Prinzip18 und Rele-
vanzkriterium19 der Fachanforderungen oder didaktischer Analysen erfüllt respektive besteht 
und in Lehrplänen wie Schulbüchern einen unumstrittenen und festen Platz einnimmt. Als 
Beleg für diese Aussagen kann hierfür die repräsentative Umfrage der Wochenzeitung „Die 
Zeit“ aus dem Jahre 2020 herangezogen werden, in der das Item „Die Masse der Deutschen 
hatte keine Schuld, es waren nur einige Verbrecher, die den Krieg angezettelt und die Juden 
umgebracht haben“ eine Zustimmung von 53 Prozent erhielt („voll und ganz“, „eher“), wäh-
rend in der gleichen Umfrage das Item „Das Wissen über die Vergangenheit kann verhindern, 
dass Verbrechen, wie sie im Namen des Nationalsozialismus verübt wurden, wieder passieren“  
aber mit 76 Prozent Zustimmung aufwarten konnte („voll und ganz“, „eher“).20 Geschichtsunter-

17 � Vgl. hierzu beispielsweise Benjamin Stello: Regionalgeschichte und Schule. In: Robert Bohn/Jürgen 
Weber (Hrsg.): Wortmeldungen zur Zeit- und Regionalgeschichte. Festschrift für Uwe Danker. Husum 
2022, S. 277–287.

18 � Es können eigentlich alle neun genannten didaktischen Prinzipien angelegt werden, je nach Ausrich-
tung des Unterrichts, insbesondere aber Gegenwarts- und Zukunftsbezug sowie Wissenschaftsorientie-
rung und Multiperspektivität, vgl. Ministerium für Schule und Berufsbildung des Landes Schleswig-Hol-
stein: Fachanforderungen Geschichte. Kiel 2016, S. 13. 

19 � Auch hier sind eigentlich alle Auswahlkriterien als erfüllt anzusehen. Zu nennen wären aber insbesonde-
re, erneut abhängig von der Ausrichtung des Unterrichts, vor allem die ersten Punkte, nämlich eine 
Berücksichtigung „grundlegende[r] Inhalte, die im kollektiven Gedächtnis und der Geschichtskultur 
unserer Gesellschaft präsent sind“, sowie die Relevanz „für die Diskursfähigkeit der Lernenden und 
deren kulturelle Anschlussfähigkeit“, natürlich aber auch das Behandeln von Schlüssel- und Kernproble-
men sowie die exemplarische Bedeutung, vgl. Ministerium für Schule und Berufsbildung des Landes 
Schleswig-Holstein: Fachanforderungen Geschichte. Kiel 2016, S. 13. 

20 � Vgl. Policy matters – Gesellschaft für Politikforschung und Politikberatung: Die Haltung der Deutschen 
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richt, gerade zu diesem inhaltlichen Aspekt, erscheint in diesem Zusammenhang als diskursi-
ve und von demokratischen Werten getragene Auseinandersetzung mit dem Nationalsozialis-
mus nicht nur wünschenswert, sondern zwingend notwendig.

Die Fachanforderungen Geschichte, der Lehrplan für Schleswig-Holstein, verorten das The-
ma in der Sekundarstufe I am Ende der achten bzw. am Anfang der neunten Jahrgangsstufe 
im Komplex des Themenblocks „Deutschland 1918–1945: Zwischen Demokratie und Diktatur, 
internationaler Verständigung und Verbrechen“, sie geben hier Inhalte wie „Das nationalsozia-
listische Deutschland“ und „Zweiter Weltkrieg und Holocaust“ vor.21 Auch der „Leitfaden“ zu 
den Fachanforderungen beschäftigt sich ausführlich mit der Frage, wann und wie dieses Ge-
schehen thematisiert werden könnte und sollte.22

In der Sekundarstufe II wird in Schleswig-Holstein themenzentriert unterrichtet, sodass hier 
grundsätzlich viele Anknüpfungspunkte existieren, insbesondere sind diese aber sicherlich im 
Semester Q2.1 „Diktatur und Demokratie im Zeitalter der Extreme“ zu finden. Hier bestehen 
inhaltliche Vorgaben mit direktem Bezug zum in diesem Beitrag vorgestellten Werk wie bei-
spielsweise „Weltanschauungen und Gesellschaftskonzeptionen des 19. und 20. Jahrhun-
derts: […] Faschismus“ und „Nationalsozialistische Diktatur“. Bei den fakultativen Bereichen 
wäre das Buch von Danker und Schwabe sicherlich etwa bei „Herrschaft und Ideologie im NS-
Staat“, „Volksgemeinschaft“, „Ausgrenzung und Verfolgung“, „Holocaust“, „Faschismus als eu-
ropäisches Phänomen“ und „Nationalsozialismus in der Geschichtskultur“ mehr als nützlich.23

Auch für im Fach Weltkunde unterrichtende Gemeinschaftsschulen, an denen Geschichte in 
der Sekundarstufe I zu Lasten des integrierten Faches entfällt, sind Anknüpfungspunkte in den 
entsprechenden Fachanforderungen leicht zu finden: Für die neunte Jahrgangsstufe ist „Der 
Nationalsozialismus – eine Frage der Verantwortung?“ als Thema vorgegeben, darüber hinaus 
sind die Inhalte „Aufstieg des Nationalsozialismus“, „Volksgemeinschaft“, „Propaganda“, „Scho-
ah / Holocaust“, „Zweiter Weltkrieg / Vernichtungskrieg“, „Erinnerungskultur“ bestimmt.24 Ins-
gesamt kann die Verwendung des Buches in Schulen also aufgrund sowohl der administrati-
ven Vorgaben als auch der didaktischen Begründungen und der Bedeutung für die Lernenden 
grundsätzlich klar befürwortet werden.

Es gibt mithin viele gute Gründe und Argumente für die Annahme, dass das vorliegende 
Werk auch für den schulischen Bereich einige Relevanz aufweist, und die Autor:innen vertrei-
ben es mit Unterstützung des Sparkassenverbandes dementsprechend auch in kostenfreien 
Klassensätzen, für die sich Schulen bewerben konnten und die gut angenommen wurden. Was 
aber ist in der und für die Schule mit einem solchen wissenschaftlichen Werk nun anzufangen?

zum Nationalsozialismus. Januar 2020 im Auftrag von DIE ZEIT. Ergebnisse einer repräsentativen 
Erhebung. Berlin 2020. URL: https://www.zeit.de/2020/19/zeit-umfrage-erinnerungskultur.pdf (zuletzt 
aufgerufen: 15. Februar 2023).

21 � Vgl. Ministerium für Schule und Berufsbildung des Landes Schleswig-Holstein: Fachanforderungen 
Geschichte. Kiel 2016, S. 21.

22 � Vgl. Ministerium für Schule und Berufsbildung des Landes Schleswig-Holstein: Leitfaden zu den 
Fachanforderungen Geschichte. Kiel 2018, S. 18ff.

23 � Vgl. Ministerium für Schule und Berufsbildung des Landes Schleswig-Holstein: Fachanforderungen 
Geschichte. Kiel 2016, S. 32.

24 � Vgl. Ministerium für Schule und Berufsbildung des Landes Schleswig-Holstein: Fachanforderungen 
Weltkunde. Kiel 2015, S. 36.
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Zunächst einmal kann es als Handbuch dienen, dies vermutlich insbesondere für Lehrkräfte. 
Wie oben dargestellt, findet sich im Werk von Danker und Schwabe eine begründete Auswahl 
des Relevanten und Wissenswerten zum Nationalsozialismus in Schleswig-Holstein, einge-
bunden in den überregionalen Kontext, auf dem aktuellen Stand der Forschung und mit zahl-
reichen Literaturangaben und -verweisen. Für die Vorbereitung des Unterrichts in der Sekun-
darstufe I wie II kann sich eine Lehrkraft kaum eine bessere Grundlage wünschen. Hinzu 
kommen die zahlreichen in hervorragender Qualität vorliegenden Abbildungen, Quellen und 
Materialien, die eine Grundlage für zahlreiche Arbeitsblätter und -aufträge bilden können (und 
sollten).

Die Materialien wiederum stehen zwar immer in Bezug zu den Texten des Bandes, können 
aber auch losgelöst von diesen wirksam werden, was wiederum zum Aspekt des „Fundus“ 
führen würde: Eine solche Zusammenstellung von nunmehr leicht zugänglichen Quellen exis-
tiert für Schleswig-Holstein bisher nicht, sodass es sicherlich eine massive Arbeitserleichterung 
für Lehrkräfte darstellt, sich hier bedienen zu können.

Durch den Aspekt, dass Danker und Schwabe in ihrem Werk das Wissenswerte zu ihrem 
historischen Gegenstand umfassend darstellen, bietet es sich insbesondere für die gymnasia-
le Oberstufe auch in Bezug auf Lernende an. Sie könnten sich beispielsweise selbstständig 
verschiedene Aspekte erarbeiten oder in projektorientierten Unterrichtsformen eigene Er-
kenntnisse gewinnen, sofern die Lehrkraft vorstrukturierend tätig wird. Ohne diese Bedingung 
könnte die Fülle des zur Verfügung Stehenden vielleicht auch erschlagend wirken – das käme 
aber selbstverständlich auf die konkreten Lernenden und Gruppen an.

Jeder Sinnabschnitt des hier vorgestellten Buches wurde von Danker und Schwabe mit ei-
nem Einstieg versehen, der sich mindestens bei geübten Lerngruppen auch zur Problematisie-
rung des Folgenden anbietet. Gerade die vielfach gewählten großformatigen Fotos scheinen 
hierfür besonders geeignet zu sein, weil ihre Wirkung in diesem Kontext besonders deutlich 
wird. Sowohl für einen diese Bilder als Quelle analysierenden Unterrichtsteil wie auch für eine 
mögliche affektive Einstimmung der Lernenden auf das Kommende eignen diese sich sehr.

Die im Band ebenfalls enthaltenen „Fallbeispiele“ bieten sich für eine Vertiefung geradezu 
an: Sie könnten beispielsweise als nachbereitende Hausaufgabe das in der Stunde Behandel-
te wiederholend vertiefen, ohne redundant zu sein, und konkretisieren die allgemeinen Aus-
sagen der Forschenden für Lernende. Damit wird das historische Geschehen vorstellbarer, 
persönlicher und in seiner Perspektive leichter wahrnehmbar. Ähnlich könnte mit den Zitaten 
umgegangen werden, die hier vermutlich für den Unterricht viel hergeben würden, da sie 
nicht nur aus Textschnipseln bestehen, sondern vielfach lang genug sind, um eine Beschäfti-
gung mit ihnen herausfordernd, vielfältig und interessant zu gestalten.

Was das Werk allerdings nicht erfüllen kann, sind weitergehende Anforderungen, die übli-
cherweise an ein „echtes“ Schulbuch gestellt werden. Diese sind naturgemäß nicht abschlie-
ßend verbindlich geregelt, aber ein Blick in die wissenschaftliche Literatur zeigt, dass eine 
grundsätzliche Einigkeit vorherrscht.25 Danker und Schwabe erfüllen einige Punkte klar, etwa 

25  �Vgl. hierzu beispielsweise Peter Gautschi: Anforderungen an heutige und künftige Schulgeschichts
bücher. In: Beiträge zur Lehrerbildung 28 (2010) H. 1, S. 125–137 sowie Michael Sauer: Geschichte 
unterrichten. Eine Einführung in die Didaktik und Methodik. Seelze 2021, S. 254–263, hier insbesondere 
S. 260, und zuletzt auch im Kontext einer Analyse von Lehrwerken für Geflüchtete Alfons Kenkmann/
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283Der Nationalsozialismus in Schleswig-Holstein

die Orientierung am Stand der Forschung oder 
auch das Angebot an Auswahlmöglichkeiten, ande-
re hingegen ebenso deutlich nicht: Differenzie-
rung, Arbeitsaufträge etc. fehlen komplett. Ein di-
rekter Einsatz als klassisches Schulbuch scheidet 
also vermutlich aus: Das in den jeweiligen Bil-
dungseinrichtungen eingeführte Werk oder eigen-
ständig erstellte Materialien der Lehrenden wer-
den weiterhin genutzt werden müssen, das 
vorliegende Buch kann allenfalls ergänzen und 
erweitern. Auch der Umfang ist selbstverständlich 
viel zu umfangreich: Ein verbreitetes schleswig-
holsteinisches Oberstufenschulbuch benötigt für 
die gesamte Qualifikationsphase weniger Seiten 
als Danker und Schwabe nur für die Behandlung 
des Nationalsozialismus, dessen Thematisierung in 
der Schule wiederum nur ein Teilthema von einem 
der insgesamt vier Halbjahre darstellt (455 zu 506 
Seiten, im Schulbuch erhält der Nationalsozialis-
mus 53 Seiten).26

Der Anspruch der Texte scheint zumindest für 
die Sekundarstufe I darüber hinaus teilweise sehr 
hoch zu sein. Ein beliebig ausgewählter Abschnitt 
mag dies verdeutlichen: „Der Totalitätsanspruch 
des Nationalsozialismus duldete keine weltanschauliche Konkurrenz. Dennoch setzte die 
NSDAP-Führung nach 1930/31 auf dem Weg zur Macht aus taktischen Gründen auf einen 
pragmatischen religionspolitischen Kurs. Um eine offensichtliche Gegnerschaft zu den großen 
christlichen Kirchen zu vermeiden, drängte sie antichristlich-völkische Strömungen in den ei-
genen Reihen zunehmend in den Hintergrund.“27 Der Text setzt ein erhebliches Konzeptwissen 
voraus, etwa bei den Begriffen „Totalitätsanspruch“ oder „pragmatisch“, dazu verwendet er 
schwierige Vokabeln wie beispielsweise „weltanschauliche Konkurrenz“ sowie eine kompli-
ziert gegliederte Satzstruktur. Das mag sogar manchen Lernenden in der Sekundarstufe II vor 
Probleme stellen, die Entschlüsselung und „Übersetzung“ ist aber für Schüler:innen der Se-
kundarstufe I ohne Scaffolding durch die Lehrenden wohl schlicht nicht zu leisten.

Das macht das Werk aber ausdrücklich keineswegs ungeeignet für den Einsatz an Schulen, 
weil die oben benannten Punkte dennoch alle erhalten bleiben. Regionale Fallbeispiele wie 
zur Napola Plön28 oder der Arbeitslosigkeit und Wirtschaftsstruktur in Schleswig-Holstein 1929 

Martin Liepach/Sophia Tölle: „Leben in Deutschland“. Historische Bildung in den Orientierungskursen für 
Geflüchtete. In: Geschichte in Wissenschaft und Unterricht 74 (2023) H. 1/2, S. 41–60.

26 � Vgl. Rolf Schulte/Benjamin Stello (Hrsg.): Buchners Kolleg Oberstufe Schleswig-Holstein. Qualifikations-
phase. Bamberg 2017.

27 � Danker/Schwabe: Volksgemeinschaft, S. 298.
28 � Vgl. ebd., S. 296f.

Fallbeispiel „Der Lynchmord an Fridrich Schumm“ aus 
dem Kapitel „3. Die NS-Volksgemeinschaft“. (Bildnach-
weis: Danker/Schwabe: Volksgemeinschaft, S. 232.)
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3. DIE NS-VOLKSGEMEINSCHAFT

3. 3.

  Die Reichspogromnacht In Schleswig-Holstein

Kiel, in der Nacht vom 9. auf den 10. November 
1938, gegen drei Uhr morgens: Drei oder vier Per-
sonen in Trainingsanzügen dringen in die Woh-
nung der „ostjüdischen“ Familie Wincelberg ein.99 
Die Männer bedrohen das aus dem Schlaf geris-
sene Ehepaar und ihren Sohn mit Pistolen, stellen 
sie an die Wand, schlagen auf sie ein, beschimp-
fen sie: „Juden-Schweine!“, „Halts Maul – sonst 
schieß ich!“ Sie verwüsten die Wohnung, zerstören 
die Möbel und die gesamte Inneneinrichtung. Dann 
treibt der Rädelsführer Vater und Sohn zu Fuß zum 
Polizeipräsidium, beide sind spärlich bekleidet. Das 
Textil- und Bettengeschäft der Familie haben SA- 
und SS-Angehörige schon mithilfe von Äxten und 
Beilen vollständig demoliert.

DAS VERZWEIFELTE ATTENTAT VON 
PARIS
Zwei Tage zuvor, am 7. November, hat der 17-jähri-
ge Jude Herschel Grynszpan auf den Legationssek-
retär der deutschen Botschaft in Paris, Ernst vom 
Rath, geschossen. Es ist sein gewalttätiger Pro-
test gegen die Ausweisung seiner Familie aus dem 
Reich: Mitte Oktober 1938 droht Polen, länger als 
fünf Jahre im Reich lebende polnische Juden aus-
zubürgern. Die antisemitische polnische Regierung 
will sie loswerden. Verhandlungen scheitern. Am 
26. Oktober lässt Himmler etwa 17.000 polnische 
Juden – unter ihnen Grynszpans Familie – festneh-
men und an die – allerdings geschlossene – pol-
nische Grenze deportieren; in Schleswig-Holstein 
sind etwa 160 Personen betroffen.  Die Betrof-
fenen irren im Niemandsland umher, bis sie einige 
Tage später auf eigene Kosten wieder in ihre Her-
kunftsorte reisen dürfen.

99  Literaturbasis für dieses Fallbeispiel: Bästlein Judenpo-
grome 1988; Grenzfriedensbund Leben 1988; Danker 
Weinen 1999; Danker Gedenken 2004, S. 30ff.; Beirat für 
Geschichte/ Pressestelle der Landesregierung Schleswig-
Holstein (Hrsg.) Jahre 1989, darin besonders Clausen 
Probe; Hauschildt-Staff Novemberpogrom 1988; Philipsen 
Versammlungshäuser 1998; ders. Anfang 1996; Ders. 
November 1988; Jürgensen Empörung 2009; Hering/
Schmidt-Elsaeßer Reichskristallnacht 2016, darin bes. Wildt 
Gewalt 2016; Meyer Einleitung 2017; der Überfall hier 
nach Bästlein Judenpogrome 1988, S. 22.

Eine Pressekampagne stilisiert den Protest des Ein-
zeltäters zur „Verschwörung des Weltjudentums 
gegen das Deutsche Reich“. Als vom Rath am 9. 
November stirbt, nimmt Propagandaminister Goeb - 
bels dies zum Anlass, mit inszenierten Pogromen 
die endgültige Ausgrenzung der Juden in Deutsch-
land einzuleiten; zuvor hat es schon in einigen Re-
gionen des Reiches Ausschreitungen gegeben. Die 
Gelegenheit ist günstig: Aufgrund des jährlichen 
Gedenkens an den „Marsch auf die Feldherrnhalle“ 
1923 sind die wichtigsten NSDAP- und SA-Führer 
in Feierlaune in München versammelt, unter ihnen 
aus Schleswig-Holstein auch Gauleiter Lohse und 
der höchste SA-Führer und Polizeipräsident von 
Kiel, Joachim Meyer-Quade. Goebbels unterrichtet 
Hitler über den Tod vom Raths auf dem „Kamerad-
schaftsabend“. Darauf verlässt Hitler die Veranstal-
tung und Goebbels hält gegen 22 Uhr eine Hetz-
rede über Vergeltung und „spontane“ antijüdische 
Ausschreitungen in der Nacht zuvor. Die Anwesen-
den verstehen: NSDAP und SA sollen Pogrome ent-
fachen, aber nach außen nicht als Organisatoren in 
Erscheinung treten.

INSZENIERTE POGROME VON SA UND 
NSDAP
Gegen 23 Uhr 30 instruiert Meyer-Quade den 
Stabsführer der „SA-Gruppe Nordmark“, Carsten 
Volquardsen, in Kiel per Telefon: 

 Ein Jude hat geschossen. Ein deutscher Dip-
lomat ist tot. In Friedrichstadt, Kiel, Lübeck und 
anderswo stehen völlig überflüssige Versamm-
lungshäuser. Auch Läden haben diese Leute noch. 
Beide sind überflüssig. Es darf nicht geplündert 
werden. Es dürfen keine Misshandlungen vorkom-
men. Ausländische Juden dürfen nicht angefasst 
werden. Bei Widerstand von der Waffe Gebrauch 
machen. Die Aktion muss in Zivil durchgeführt 
werden und um 5.00 Uhr beendet sein.  – 
So der Wortlaut im „Bericht der SA-Gruppe Nord-
mark zu der Aktion in der Nacht vom 9./10. Novem-
ber 1938“ aus dem Dezember 1938.100

100  Zit. nach Bästlein Judenpogrome 1988, S. 14.

FALLBEISPIELE 3.2

  Der Lynchmord an Friedrich Schumm

Samstag, 1. April 1933, Kiel: Gegen elf Uhr sucht 
der in Ostpreußen lebende jüdische Rechtsanwalt 
Dr. Friedrich Schumm (geb. 1901) das Möbelge-
schäft seiner Eltern Georg und Hedwig Schumm in 
der Kehdenstraße 16 auf.98 Doch zwei uniformier-
te SS-Männer weisen ihn an, er solle nur in deut-
schen Geschäften kaufen – die NSDAP hat für den 
heutigen Tag zum Boykott aller jüdischen Geschäf-

te aufgerufen. Schumm betritt daraufhin das Ge-
bäude durch den Hintereingang. Nach einem kur-
zen Gespräch mit seinem Vater verlässt er das Haus 
wieder. Sein Vater tritt vor das Geschäft und stellt 
ihn als seinen Sohn vor, worauf beide das Geschäft 
demonstrativ durch den Haupteingang betreten.

98  Literaturbasis für dieses Fallbeispiel: Hauschildt Juden-
boykott 1983; Goldberg Bevölkerung 2008.

Als Friedrich Schumm das Geschäft nach einer Wei-
le wieder verlässt, kommt es zu einer verbalen Aus-
einandersetzung mit den beiden SS-Männern, die in 
ein Gerangel mündet. Der Rechtsanwalt zieht eine 
Pistole, einer der SS-Männer fällt ihm in den Arm. 
Im Handgemenge fällt ein Schuss, der SS-Angehöri-
ge Asthalter wird in den Bauch getroffen. Schumm 
flieht, stellt sich allerdings auf dem nächsten Poli-
zeirevier. Unterdessen stürmen SS-Männer das Ge-
schäft der Eltern und schlagen alles kurz und klein.

Wenig später, gegen 12 Uhr 30, wird Friedrich 
Schumm in das Polizeigefängnis Blumenstraße/
Ecke Gartenstraße in Kiel gebracht. Die NSDAP-
Kreisleitung fordert vom Polizeipräsidenten seine 
sofortige Auslieferung an die SS. Die Polizei will 
ihn daraufhin nach Rendsburg verlegen. Zu die-
ser Zeit, es ist circa 13 Uhr 45, haben bewaffne-
te SA- und SS-Männer das Gebäude in der Garten-
straße bereits umstellt. Polizeipräsident Otto Graf 
zu Rantzau lehnt den Einsatz einer Hundertschaft 
gegen die „nationale Menge“ ab. Als die Situati-
on vor dem Gebäude eskaliert, entschließt er sich, 
das Gefängnis zu öffnen. Etwa 30 bis 40 National-
sozialisten stürmen die Zellen, erschießen Friedrich 
Schumm und verlassen unbehelligt das Gebäude.

Der genaue zeitliche Ablauf ist bis heute unklar; 
einige Manipulationen an den Akten lassen den 
Schluss zu, dass die Polizeispitze die rettende Ver-
legung Schumms bewusst verzögerte. Rechtliche 
Ermittlungen gegen die Schützen wurden nicht ein-
geleitet. Auch nach 1945 gelang es der Justiz nicht, 
auch nur einen der Mörder zu identifizieren. Das 
Verbrechen blieb ungesühnt.

3.2 AUSSCHLUSS UND VERFOLGUNG/ FALLBEISPIELE

Friedrich Schumm (1901–1933)

 Siehe Fallbeispiel  
„Familie Prenski aus 
Lübeck“ 
Seite 237 
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Benjamin Stello284

bis 193329 bieten reichhaltige Beschäftigungs- und Regionalisierungsmöglichkeiten. Insbe-
sondere kann aber auch sehr anschaulich dekonstruierend gearbeitet werden, wie das folgen-
de Beispiel zeigen und illustrieren soll.

Die folgende Textstelle ist wiederum zufällig gewählt. Sie lautet: „Doch wir können davon 
ausgehen, dass die Erfahrungen der HJ-Mitgliedschaft oder des Landjahrs viele junge Menschen 
stark geprägt haben. Sie standen nach dem Zusammenbruch der NS-Herrschaft vor der schwie-
rigen Aufgabe, sich in einer neuen Welt zurechtzufinden und ihre Werte zu hinterfragen.“30 In-
haltlich ist die Aussage zweifelsohne wenig fragwürdig oder gar kontrovers. Ihr ist problemlos 
und uneingeschränkt zuzustimmen. Trotzdem stecken in ihr eine Menge Setzungen und Wer-
tungen der Autor:innen, die Lernende recht leicht erkennen können. Beispielsweise ist zu hinter-
fragen, wer ganz am Anfang eigentlich „wir“ sind: Danker und Schwabe? Alle, die dies lesen? Alle 
Menschen überhaupt? Das bringt Lernende recht direkt zu einer Quellenkritik, deren Sinn ihnen 
aber sofort einleuchten wird, weil Kernelemente der Aussage davon betroffen sind. Weiter: Wa-
rum kann man davon ausgehen, dass eine starke Prägung vorlag? Hier müssen Lernende also 
Begründungen liefern, warum diese Aussage stimmen wird (positive Gefühle, Dauer, prägende 
Zeit der Jugend, …). Warum sind nach Meinung der Autor:innen danach Werte der damaligen 
Bevölkerung zu hinterfragen (Wertewandel, Diktatur vs. Demokratie etc.)? Schon allein aus der 
Beschäftigung mit diesen zwei Sätzen 
können Lernende also eine Menge mit-
nehmen, für das Fach allgemein (etwa 
die Quellenkritik), für NS-Geschichte im 
Besonderen (starker und so auch emp-
fundener Bruch nach 1945), aber auch 
für das Entstehen und die Beharrlichkeit 
einmal erworbener Einstellungen (auch 
heute, auch für die Lernenden selbst?).

Natürlich werden aber vor allem die 
vielen regionalen bildlichen und 
schriftlichen Quellen am Ende das sein, 
was in einem kompetenzorientierten 
und quellenbasierten Geschichtsunter-
richt von diesem Buch am wichtigsten 
bleiben wird, weshalb diese am Ab-
schluss dieses Kapitels noch einmal 
hervorgehoben werden sollen: Eine 
derart reichhaltige Auswahl in so guter 
Qualität gibt es schlicht nirgendwo 
sonst, es ist nicht das einzige, aber für 
die Schule wohl wichtigste Alleinstel-
lungsmerkmal des Werkes von Danker 
und Schwabe.

29 � Vgl. ebd., S. 39.
30 � Ebd., S. 269.

Auftaktseite „Kulminierende Bewährung: Volksgemein-
schaft im Krieg“. (Bildnachweis: Danker/Schwabe: Volks-
gemeinschaft, S. 360f.)
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285Der Nationalsozialismus in Schleswig-Holstein

5. Abschluss

Insgesamt betrachtet lässt sich in Bezug auf das Buch von Danker und Schwabe also nur ein 
positives Fazit auf mehreren Ebenen ziehen. Das hier vorgestellte und besprochene Werk kann 
dem wissenschaftlich Interessierten ebenso viele Anregungen geben wie dem Studierenden 
Basisinformationen liefern. In der Schule können Lehrende wie Lernende mit dem Buch arbei-
ten, wenn auch letztere vermutlich eher in der gymnasialen Oberstufe, und es vor allem ent-
weder als „Steinbruch“ für Quellen oder zur punktuellen Vertiefung bereits behandelter Sach-
verhalte nutzen. Inhaltlich ist das Werk auf dem Stand der Wissenschaft. Seine Kernthese, dass 
die Volksgemeinschaft ein wesentlicher Schlüssel zum Verständnis des Nationalsozialismus 
sei, wird vielfach aufgenommen und überzeugend immer weiter ausdifferenziert. Die durch-
gehende Regionalisierung bleibt ebenso nachvollziehbar und lobenswert, da das Weltgesche-
hen im Kleinen stets sichtbar wird und bleibt. Insbesondere handelt es sich aber auch um ein 
ästhetisch schönes Buch, das dank sorgfältigen Layouts und reichhaltiger Materialauswahl 
jenseits des Textes gerne zur Hand genommen werden wird. Wenn in diesem Beitrag Ein-
schränkungen formuliert werden, so betrifft das stets Marginalien: Der Kern bleibt, dass 
Danker und Schwabe hier ein auf sehr vielen Ebenen überzeugendes Werk vorgelegt haben, 
das seinen Platz nicht nur in schleswig-holsteinischen Bücherregalen finden wird, sondern 
auch darüber hinaus, weil es neben dem Inhalt auch im methodischen Vorgehen durchge-
hend überzeugen kann und ein Erklärungsmodell für nationalsozialistische Verhältnisse und 
Gegebenheiten liefert, das über die engen Grenzen des Bundeslandes weit hinausweist.

Persönlich kann ich ein Fazit ziehend sagen, dass ich das Buch gerne und mit Gewinn ge-
lesen habe. Ich habe zahlreiche Anregungen erhalten und Sachverhalte neu entdeckt oder in 
andere Zusammenhänge gebracht. Vor allem aber habe ich viele Materialien gefunden, die 
sicherlich auch meinen eigenen Unterricht bereichern werden. Vielen Dank für die sicherlich 
nicht unerhebliche Mühe bei der Erstellung des Bandes daher abschließend an die beiden 
Autor:innen!
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